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FAQ zum Programm   2014 Teil 2  
Häufige Fragen der Veranstalter und kommunalen Behörden 

 
Frage Antwort  

1.) Was ist ?  ist ein Programm der Landesregierung, 
das Eltern durch Gewährung von finanziellen Zuschüs-
sen die Inanspruchnahme von Familien- und Elternbil-
dung, gegebenenfalls auch ergänzenden Beratungen, 
erleichtern soll. Ziel des Programms ist es, die Eltern in 
ihrer Erziehungskompetenz zu stärken und so die Ent-
wicklungsmöglichkeiten ihrer Kinder zu verbessern. Die 
Familienbildungsangebote richten sich grundsätzlich an 
alle Familien. Familien bzw. Eltern in prekären finanzi-
ellen Verhältnissen oder in anderen besonderen Le-
benssituationen haben die Möglichkeit, Gebühren für 
verschiedene Familienbildungsangebote ganz oder 
teilweise erlassen zu bekommen. 

2.) Wann  ist das Programm ge-
startet und wie lange  läuft es? 

Am 1. September 2008 ist das Programm gestartet. 
Zum 01. Juli 2014 wurde das Programm neu ausge-
richtet und läuft bis zum 31. Dezember 2018.   

3.) Welche Ziele  werden mit der 
Neuausrichtung des Programms 

 zum 01. Juli 2014 
verfolgt? 
 

Mit der Neuausrichtung wird das Ziel verfolgt, finanziell 
schlechter gestellten Familien früher als bisher konkre-
te Unterstützung und Hilfe zugänglich zu machen so-
wie Offene Treffs und Familienbildungsfreizeiten in die 
Förderung aufzunehmen. Mit der Unterstützung von 
Familien in besonderen Lebenssituationen sollen ver-
stärkt Veranstaltungen entstehen, die auf spezifische 
Belastungen zugeschnitten sind und die Familien mit 
Kindern unter drei Jahren stärker in den Fokus neh-
men. Der damit verbundene intensive Personal- und 
Zeitaufwand soll teilweise aufgefangen werden. Ferner 
dient das Konzept der Gewinnung von Erkenntnissen 
über Familienkonstellationen, die Frühe Hilfen benöti-
gen. Zudem sollen verstärkt Angebote, die sich an Vä-
ter richten, unterbreitet werden. Auch soll die Vernet-
zung der Angebote mit den Frühen Hilfen und Angebo-
ten des Kinderschutzes forciert werden. 
 
Weitere Ziele sind: 
• Senkung der Schwellenängste vor der Inanspruch-

nahme außerfamiliärer Hilfen, 
• Einfluss von Eltern auf Bildungsangebote durch 

Wahlmöglichkeiten,  
• Betonung des Stellenwerts von Bildungsarbeit zur 

Förderung elterlicher Erziehungskompetenz, 
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• Vernetzung und Zusammenarbeit der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe- und Familienbildungsträger 
mit Bildungseinrichtungen und anderen Institutionen 
und Berufsausübenden und 

• Eröffnung neuer Zugänge zu Bildungsveranstaltun-
gen. 

4.) Welche Vorgeschichte  führte 
zum Programm? 
 

• Beschluss der Jugendministerkonferenz unter Fe-
derführung Baden-Württembergs (2003), 

 
• Bestandsaufnahme der Familienbildung in Baden-

Württemberg durch die FamilienForschung im Sta-
tistischen Landesamt und Handreichung zur Fami-
lienbildung in Baden-Württemberg (2003), 
 

• Aktionsprogramm Familie der Landesstiftung Ba-
den-Württemberg in den Jahren 2002 bis 2006; Er-
gebnisse veröffentlicht in „Innovative Familienbil-
dung – Modellprojekte in Baden-Württemberg“, 
  

• Bestandsaufnahme und Empfehlungen des Deut-
schen Vereins zur Weiterentwicklung der Familien-
bildung (2007) und 
 

• Umgestaltung des Landeserziehungsgeldes und 
Erhalt dort nicht mehr benötigter Mittel für die Un-
terstützung von Familien, insbesondere solcher mit 
Kindern im Kleinkindalter (2007). 

5.) Warum  wird ein Landespro-
gramm benötigt? 
 

Familien- und Elternbildung ist primär kommunale Auf-
gabe (§ 16 SGB VIII). Damit eine größere landesweite 
Chancengleichheit erreicht werden kann werden die 
Kommunen bei dieser immer wichtigeren Aufgabenstel-
lung entsprechend unterstützt. 
 
Schon lange unterstützt das Land Familien- und El-
ternbildung über das Weiterbildungsförderungsgesetz, 
doch ist für diese Form der Förderung nur ein ge-
schlossener Kreis von Institutionen vorgesehen und 
eine Einflussnahme auf Kursinhalte nicht möglich. 

Durch  haben die Stadt- bzw. Landkreise 
die Möglichkeit, bedarfsgerechte Angebote entspre-
chend ihrer Möglichkeiten und der jeweiligen Kreis-
struktur zu schaffen. 

6.) Wie viel  Geld stellt das Land 
für das Programm zur Verfügung?  

Für das Programm wurden bislang jährlich 4 Mio. Euro 
bereitgestellt. Die Landesregierung strebt eine Fortfüh-
rung der Förderung in dieser Höhe bis zum 31. De-
zember 2018 an.   
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7.) Was ist die rechtliche Grun d-

lage  von , wer 
wirkt mit und wo finden die Akteu-
re alle wichtigen Informationen? 

Grundlage für die Programmdurchführung ist die Rah-
menvereinbarung zur Umsetzung des Programms  

 zwischen der Landesregierung, Organi-
sationen von Bildungsträgern und sonstigen freien Trä-
gern der Jugendhilfe, den Kommunalen Landesver-
bänden und dem Kommunalverband für Jugend und 
Soziales (RV STÄRKE 2014, Fassung vom 
27.05.2014) sowie die Verwaltungsvorschrift des 
Sozialministeriums zur Förderung von Elternkompeten-

zen im Rahmen des Programms  (VwV 
STÄRKE 2014, Fassung vom 27.05.2014). 
 
Die RV STÄRKE 2014 enthält die Programmkompo-
nenten und ihre Ziele, die VwV STÄRKE 2014 enthält 
alle erforderlichen Antrags- und Abrechnungsformula-
re, Übersichtstabellen und Verwendungsnachweise.  
 
Die rechtlichen Grundlagen, Formulare und weitere 
wichtige Informationen sind auf der Homepage des 
Sozialministeriums unter www.staerke-bw.de sowie der 
Homepage des KVJS unter 
http://www.kvjs.de/jugend/kinderschutz/staerke.html 
eingestellt. 

8.) Ist  ein Pro-
gramm für alle Familien und wel-
che Unterstützungsmöglichkei-
ten  eröffnet das Programm? 
 

 ist ein Programm für Eltern mit noch 
nicht erwachsenen Kindern, insbesondere im Klein-
kindalter. Seit der Neuausrichtung zum 01. Juli 2014 
enthält das Programm folgende Komponenten: 
 
• Finanzielle Unterstützung für wirtschaftlich schwä-

cher gestellte Eltern mit Kindern im ersten Lebens-
jahr bei der Teilnahme an allgemeinen Familien-
bildungsangeboten . Pro Elternteil und Kind kön-
nen maximal 100 Euro gefördert werden. 
 

• Finanzielle Unterstützung für Eltern in besonderen 
Lebenssituationen bei der Teilnahme an einem 
speziellen  auf die Bedarfssituation zugeschnitte-
nen Familienbildungsangebot . Pro Elternteil kön-
nen max. 500 Euro gefördert werden. 
 

• Finanzielle Unterstützung für Familien in besonde-
ren Lebenssituationen bei der Teilnahme an Fami-
lienbildungsfreizeiten . Pro Familie können maxi-
mal 1000 Euro gefördert werden. 
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• Mit der Neuausrichtung des Programms wird künf-
tig auch der Bestand und der weitere Aufbau von 
Offenen Treffs  gefördert. Sie stehen grundsätzlich 
allen Familien offen. Der Besuch ist in der Regel 
kostenlos. 

 
• Unterstützung von Familien durch Hausbesuche  

mit Beratung bei Bedarf und nur auf Wunsch der El-
tern. Pro Familie erfolgt eine pauschale Kostener-
stattung in Höhe von 500 Euro. Voraussetzung 
hierfür sind im konkreten geförderten Einzelfall 
mindestens fünf Hausbesuche mit Beratung, die 
insgesamt mindestens zehn Beratungsstunden um-
fassen. 

 
Voraussetzung für die Familienbildungsangebote im 

Rahmen von  ist stets, dass die Eltern 
mit dem Kind ihren Hauptwohnsitz in Baden-
Württemberg haben. 

9.) Wer kann noch  finanzielle 
Unterstützung erhalten?  

Pflege - oder Adoptiveltern  fallen, wie auch leibliche 
Eltern, in die Zielgruppe der allgemeinen Familienbil-
dungsangebote im ersten Lebensjahr des Kindes, so-
fern ein finanzieller Unterstützungsbedarf vorliegt. Pfle-
ge und Adoption stellen auch eine besondere Lebens-
situation dar, weshalb auch Zuschüsse für ein speziel-
les Familienbildungsangebot sowie für die Teilnahme 
an einer Familienbildungsfreizeit möglich sind. 
 
Gastfamilien bzw. Elternteile, die ein Kind mit 
Fluchterfahrung bei sich aufnehmen , können in der 
selben Weise unterstützt werden wie auch Pflege- oder 
Adoptiveltern.   
 
Asylbewerber  beziehen Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz und erfüllen damit, wie auch 
andere Eltern in prekären finanziellen Verhältnissen, 
eine Voraussetzung, damit finanzielle Unterstützung für 
die Teilnahme an einem allgemeinen Familienbil-
dungsangebot im ersten Lebensjahr des Kindes ge-
währt werden kann. 
 
Flüchtlingsfamilien  fallen unter die besonderen Le-
benssituationen „Familien mit Migrationshintergrund“ 
oder „Familien mit sonstigen besonderen Bedarfsla-
gen“. Damit können sie, wie auch andere Familien bzw. 
Eltern in einer besonderen Lebenssituation, finanzielle 
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Unterstützung für die Teilnahme an einem speziellen 
Familienbildungsangebot sowie für die Teilnahme an 
einer Familienbildungsfreizeit erhalten. 

10.) Wie oft  können Eltern bzw. 
Familien kostenlos bzw. ermäßigt 
an einem Familienbildungsange-
bot im Rahmen von 

 teilnehmen? 

Bei den allgemeinen Famil ienbildungsangeboten  im 
ersten Lebensjahr des Kindes können die Kursgebüh-
ren einmalig pro Elternteil und Kind ganz oder teilweise 
erlassen werden. 
Bei den speziellen Familienbildungsangeboten für 
Eltern in besonderen Lebenssituationen können die 
Kursgebühren einmalig pro Elternteil ganz oder teilwei-
se erlassen werden. 
Bei den Familienbildungsfreizeiten  können die Ge-
bühren einmalig pro Familie ganz oder teilweise erlas-
sen werden. 
Hausbesuchen mit Beratung  können einmalig pro 
Familie kostenlos in Anspruch genommen werden. 
Ein Offener Treff  kann jederzeit besucht werden. Der 
Besuch ist in der Regel kostenfrei. 

11.) Wie sicher  können Eltern 
damit rechnen, die Gebühren  für 
ein Familienbildungsangebot im 

Rahmen von  ganz 
oder teilweise erlassen  zu be-
kommen? 

Eltern haben keinen Rechtsanspruch auf eine kosten-
lose bzw. ermäßigte Teilnahme an einem Familienbil-

dungsangebot im Rahmen von . Die 
STÄRKE-Koordinatoren/Koordinatorinnen bestimmen 
in Absprache mit den Veranstaltern, für welche Famili-
enbildungsangebote und für wie viele Eltern bzw. Fami-
lien jeweils Gebühren erlassen werden können. 

12.) Wie werden die Mittel  des 
Programms verteilt ? 
 

Sie werden vom Kommunalverband für Jugend und 
Soziales (KVJS) an die Stadt- und Landkreise und 
Städte mit eigenem Jugendamt entsprechend der Ge-
burtenzahlen verteilt. Die Jugendämter erstatten den 
Bildungsträgern bzw. Veranstaltern in einem geregel-
ten Verfahren je nach Vereinbarung ganz oder teilwei-
se die Gebühren für die Familienbildungsangebote im 

Rahmen von . 
13.) Welche allgeme inen Vorg a-
ben  gibt es für die Familienbil-
dungsangebote im Rahmen von 

? 
Gilt für: 
• allgemeine Familienbildungs-

angebote im ersten Lebens-
jahr des Kindes,  

• spezielle Familienbildungsan-
gebote in besonderen Le-
benssituationen und  

• Familienbildungsfreizeiten. 

Das Angebot muss allen Interessierten offen stehen. 
Es wird für das Angebot geworben. Werbeträger und 
Bekanntmachungen weisen mit einheitlichem Logo auf 

 und die Möglichkeit der kostenlosen 
Teilnahme beziehungsweise der Ermäßigung für be-
stimmte Personengruppen hin. Das Angebot macht 
den pädagogischen Ansatz transparent. Die Mindest-
teilnehmerzahl liegt bei drei erwachsenen Personen, 
die maximale Teilnehmerzahl bei zwölf erwachsenen 
Personen; ein Überschreiten der Teilnehmerzahl ist bei 
besonderer Begründung möglich. Beim Angebot der 
Familienbildungsfreizeiten sollte die Gruppengröße in 
der Regel auf 6-15 Familien ausgelegt sein.  
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14.) Welche Qualifikationsv o-
raussetzungen  muss die Person 
aufweisen, die ein Familienbil-
dungsangebot im Rahmen von 

 verantwortet? 

Das Angebot muss von einer Person verantwortet wer-
den, die 
• eine pädagogische oder psychologische Ausbil-

dung mindestens mit einer Qualifikation entspre-
chend den Bildungsvoraussetzungen für die Lauf-
bahnen des gehobenen Dienstes aufweist (Ab-
schluss eines Diplom- oder Staatsprüfungsstudien-
gangs an der Dualen Hochschule oder einer ent-
sprechenden Bildungseinrichtung, einer Fachhoch-
schule oder einer Pädagogischen Hochschule oder 
Abschluss eines Bachelor-Studiengangs an einer 
Hochschule) oder 

• eine Ausbildung in einem auf den Umgang, die 
Pflege oder Erziehung von Kindern oder die Ge-
burtshilfe ausgerichteten Beruf abgeschlossen hat, 
über dokumentierte praktische Erfahrungen in die-
sem (mindestens dreijährige Berufserfahrung) so-
wie eine didaktisch-methodische Weiterqualifizie-
rung im Blick auf die Arbeit mit Erwachsenen ver-
fügt, sofern dies nicht Bestandteil der Berufsausbil-
dung ist, und  

• bereit ist, an Fortbildungen teilzunehmen. 
15.) Welche Voraussetzungen  
müssen vorliegen, damit Eltern 
eine finanzielle Unterstützung 
für ein allgemeines Familien-
bildungsangebot  im ersten Le-
bensjahr des Kindes gewährt 
werden kann? 

Wenn eine der nachfolgenden Voraussetzungen zu-
trifft, kann Eltern eine finanzielle Unterstützung für ein 
allgemeines Familienbildungsangebot gewährt werden 
(prekäre finanzielle Verhältnisse): 
• Bezug von Arbeitslosengeld (kurz: Alg II; umgangs-

sprachlich meist „Hartz IV“), 
• Bezug von Leistungen nach dem Bundesausbil-

dungsförderungsgesetz (BAföG) oder Bezug von 
Sozialhilfe (subsidiär zu Alg II), 

• Bezug von Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) oder 
von Meister-BAföG, 

• Bezug von Ausbildungsgeld für behinderte junge 
Menschen, 

• Bezug des Kinderzuschlags, 
• Bezug eines Gründungszuschusses oder von Ein-

stiegsgeld, 
• Privatinsolvenz, 
• Bezug von Wohngeld oder 
• Bezug von Leistungen nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz. 
16.) Welche Kennzeichen  sollen 
die allgemeinen  Familienbil-
dungsangebote  im ersten Le-
bensjahr des Kindes aufweisen? 

• Ausrichtung auf das 1. Lebensjahr des Kindes, 
• mind. sechs Zeitstunden, die auf mind. 2 Tage ver-

teilt sein sollten, 
• Bausteine Entwicklungsgrundlagen, Entwicklungs-
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psychologie, Ernährung und Bewegung in mehr o-
der weniger breiter Ausprägung, 

• Transparenz des pädagogischen Ansatzes, 
• Unterstützung des Austauschs und Kontakts von 

Familien durch Gruppenarbeit, 
• Eröffnung neuer Zugangswege zu den Familien, 
• Hinweis der Eltern auf weitere Unterstützungsange-

bote, insbesondere auf Angebote der Frühen Hilfen 
und des Kinderschutzes und 

• Geregelte Zusammenarbeit mit Fachkräften für die 
häuslichen Einzelfallberatungen. 

 
Empfohlen wird darüber hinaus: 
• Strukturiertes und partizipatives Vorgehen anhand 

einer Konzeption, 
• Aktives Zugehen auf Familien und 
• Einsatz alltagsnaher Methoden und Übungen. 

17.) Gibt es allgemeine  Famil i-
enbildungsangebote  im ersten 
Lebensjahr des Kindes, die nur 
unter bestimmten Vorausset-

zungen  über  ab-
gerechnet werden können? 
 

Ja.  ist ein Programm zur Stärkung der 
Elternkompetenzen und nicht der frühkindlichen Förde-
rung. Auch Paartraining oder Eheberatung ist nicht Teil 
des Programms. Reine Angebote der frühkindlichen 
Bildung im musischen, sportlichen oder künstlerischen 
Bereich sind ebenso wenig förderfähig wie Angebote, 
bei denen die körperliche Fitness der Eltern im Mittel-
punkt steht. 
 
Beispielsweise sind daher folgende Kurse nur bei Erfül-
len zusätzlicher Voraussetzungen abrechenbar: 
• Kommunikationstraining nur, wenn es auf die Situa-

tion von Familien mit Kindern zugeschnitten ist, 
• Erste-Hilfe-Schulungen - auch wenn sie auf Hilfen 

für Kinder ausgerichtet sind - nur als Baustein in ei-
nem allgemeinen Familienbildungskurs, 

• Babymassage nur, wenn auch Kenntnisse über die 
Entwicklung und Bedürfnisse des Kindes vermittelt 
werden und Raum für Gedankenaustausch mit den 
Eltern besteht, 

• Kinderspiel- oder Sportgruppen nur, wenn die El-
tern darin angeleitet werden, die Entwicklung ihres 
Kindes ganzheitlich zu fördern und 

• Babyschwimmen nur, wenn mind. 2 Unterrichtsein-
heiten an Land stattfinden. 

18.) Welche Kennzeichen  sollen 
die speziellen  Familienbil-
dungsangebote  in besonderen 
Lebenssituationen aufweisen? 

• Die Angebote richten sich überwiegend an Eltern 
mit Kleinkindern (Fokus U3), 

• Eröffnung neuer Zugangswege zu den Familien, 
• Ausrichtung auf die spezifischen Belastungen, 
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 • Transparenz des pädagogischen Ansatzes, 
• Unterstützung des Austauschs und Kontakts von 

Familien in ähnlicher Lebenssituation durch Grup-
penarbeit und 

 
• Geregelte Zusammenarbeit mit Fachkräften für die 

häuslichen Einzelfallberatungen. 
 
Empfohlen wird darüber hinaus: 
• Strukturiertes und partizipatives Vorgehen anhand 

einer Konzeption, 
• Aktives Zugehen auf Familien und 
• Einsatz alltagsnaher Methoden und Übungen. 

19.) Was sind besondere L e-
benssituationen ?   

Familien in besonderen Lebenssituationen können ins-
besondere sein: 
Familien in prekären finanziellen Verhältnissen, Allein-
erziehende, frühe Elternschaft, Familien mit Gewalter-
fahrung, Familien mit einem kranken, behinderten oder 
von Krankheit beziehungsweise Behinderung bedroh-
ten Familienmitglied, Familien mit Migrationshinter-
grund, Familien mit Pflege- oder Adoptivkindern, Fami-
lien in Trennung und Scheidung, Patchwork-Familien, 
Regenbogenfamilien sowie Familien, die einen Unfall 
oder den Tod eines Familienmitglieds bewältigen müs-
sen oder Familien mit sonstigen besonderen Bedarfs-
lagen. 

20.) Können Eltern  in unte r-
schiedlichen besonderen Le-
benssituationen gemeinsam 
ein spezielles Familienbil-
dungsangebot besuchen?  

Das kann sinnvoll sein, da einzelne zu behandelnde 
Faktoren bei verschiedenen besonderen Lebenssitua-
tionen auftreten z. B. prekäre finanzielle Verhältnisse 
häufiger in Zusammenhang mit Alleinerziehen, sehr 
früher Elternschaft oder Migrationshintergrund. 

21.) Welche Vorgaben  gibt es für 
die Durchführung von Familien-
bildungsfreizeiten ? 

Voraussetzung ist, dass die Familie eine besondere 
Lebenssituation aufweist. Weitere Informationen ent-
halten die überarbeiteten „Hinweise zur Durchführung 
von Familienbildungsfreizeiten im Rahmen des Lande-

sprogramms  2014“. Diese sind auf der 
Homepage des Sozialministeriums sowie der Homepa-
ge des KVJS eingestellt (siehe Frage 7). 

22.) Welche Vorgaben  gibt es bei 
den Offenen Treffs ? 

Förderfähig sind Offene Treffs, wenn die Verantwor-
tung und inhaltliche Begleitung für das Angebot von 
einer Fachkraft übernommen wird (Qualifikationsvo-
raussetzungen siehe Frage 14). Diese hat dafür Sorge 
zu tragen, dass entweder im Treff selbst familienbil-
dende Elemente analog der Bausteine der allgemeinen 
Familienbildungsangebote aufgegriffen oder Familien 

mit Unterstützungsbedarf auf weitere -



9 

 

Angebote und andere Hilfsangebote hingewiesen und 
zur Teilnahme motiviert werden. Weitere Informationen 
enthalten die FAQ’s „10 Fragen zur Förderung von 
Offenen Treffs aus Mitteln des Landesprogramms 

“, die auf der Homepage des Sozialmi-
nisteriums sowie der Homepage des KVJS eingestellt 
sind (siehe Frage 7). 

23.) Wie hoch sind die Zuschü s-
se für Offene Treffs ? 

Für Offene Treffs dürfen die Stadt- und Landkreise und 
Städte mit eigenem Jugendamt maximal 14 Prozent 

der ihnen zugunsten des Programms  
zugewiesenen Mittel verwenden. Anbieter Offener 
Treffs können eine anteilige Erstattung notwendiger 
Sachausgaben (maximal 80 % der nachgewiesenen 
Sachausgaben, die in unmittelbarem Zusammenhang 

mit dem Offenen Treff stehen) aus -
Mitteln erhalten. Sie müssen weitere Finanzierungsmit-
tel in Höhe von mindestens 20 Prozent der Sachaus-
gaben des Offenen Treffs erbringen. 

24.) Welche Qualifi kationsv o-
raussetzungen  gibt es für die 
Hausbesuche  mit Beratung ? 
Welche Qualifikationsvoraus-
setzungen  für die Berater ? 

Häusliche Einzelfallberatungen dürfen ausschließlich 
Fachkräfte mit einer der Aufgabe angemessenen beruf-
lichen Fortbildung anbieten. Sie arbeiten entweder für 
einen Träger der freien Jugendhilfe oder freiberuflich 
oder direkt für den örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe oder sind Mitarbeiter/innen von Bildungs-
trägern, die mit einem freien oder öffentlichen Jugend-
hilfeträger ein Tandem gebildet haben. Es muss si-
chergestellt sein, dass unverzüglich eine bei der Ab-
schätzung des Gefährdungsrisikos erfahrene Fachkraft 
hinzugezogen werden kann. Vorausgesetzt wird, dass 
der Träger der freien Jugendhilfe oder die freiberuflich 
tätige Fachkraft mit dem Jugendamt eine Vereinbarung 
nach § 8a SGB VIII abgeschlossen hat. 

25.) Gibt es  im Rahmen der all-
gemeinen Familienbildungsan-
gebote  im ersten Lebensjahr des 
Kindes und der speziellen Fami-
lienbildungsangebote  in beson-
deren Lebenssituationen weitere 
Angebotsformen?  

Ehrenamtliche Helfer/innen und muttersprachliche Mul-
tiplikatoren/innen können im Rahmen eines fest vorge-
gebenen Kursprogramms Familien zu Hause anleiten. 
Diese Besuche gehören zum Kursprogramm. Sie sind 
kein eigenständiges Angebot sondern über die Kurs-
kosten zu finanzieren. 

26.) Wann können Hausbesuche  
mit Beratung  stattfinden und 
welche Vorgaben  gelten hierfür? 
 

Auf Wunsch und bei Bedarf kann eine Familie, die im 

Rahmen von  an einem der Familienbil-
dungsangebote teilnimmt oder einen Offenen Treff be-
sucht, im Anschluss oder begleitend Hausbesuche mit 
weiterführender Einzelfallberatung in Anspruch neh-
men. 
Hausbesuche erfolgen nur auf Wunsch einer Familie, 
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die mit der Abrechnung über das Jugendamt und ei-
nem Bericht einverstanden ist. Der Bericht erfolgt ohne 
Namensnennung, es sei denn, die Familie ist mit der 
Bekanntgabe der Personalien einverstanden. Im Fall 
des anonymisierten Berichts bemühen sich die Bil-
dungs- und Jugendhilfeträger, soweit nötig, bei der 
Familie um Akzeptanz und Annahme geeigneter weite-
rer Hilfen. 

27.) In welchem Verhältnis stehen 
anonyme Hausbesuche und die 
Verantwortung des Jugend-
amts? Welche Kriterien muss das 
Jugendamt prüfen , wenn ein 
Veranstalter mitteilt, dass ein 
Hausbesuch ansteht? 
 

Sobald über  zu finanzierende Familien-
bildungsangebote und Offene Treffs vorbereitet wer-
den, sollte eine Verständigung darüber herbeigeführt 
werden, welcher Jugendhilfeträger – vorrangig ein frei-
er -  im Bedarfsfall die flankierenden Hausbesuche 
durchführt. Dieser Partner muss dann bis zum Veran-
staltungsbeginn eine Vereinbarung nach § 8a SGB VIII 
abgeschlossen haben. Für die Genehmigung der Zu-
satzmaßnahme genügt die Anmeldung einer Familie 
unter Skizzierung des Bedarfs. Eine Namensnennung 
gegenüber dem Jugendamt ist nicht erforderlich. Das 
Jugendamt teilt nur mit, ob noch Haushaltsmittel zur 
Verfügung stehen. 

28.) Was kann der Kursanbie-
ter/Jugendhilfeträger nach Ab-
bruch einer Leistung abrech-
nen? 

Wird ein allgemeines Familienbildungsangebot im ers-
ten Lebensjahr des Kindes oder spezielles Familienbil-
dungsangebot in besonderen Lebenssituationen nach 
mindestens der Hälfte der vorgesehenen Dauer aus 
gutem Grund, wie z. B. Umzug oder Erkrankung, ab-
gebrochen kann der Veranstalter die Hälfte des bewil-
ligten Zuschusses abrechnen. 
Werden beratende Hausbesuche mit weiterführender 
Einzelfallberatung aufgrund mangelnder Mitwirkung der 
Familie abgebrochen, können durchgeführte Einheiten 
von zwei Beratungsstunden jeweils mit maximal 100 
Euro abgerechnet werden. Mangelnde Mitwirkung ist 
weit auszulegen und liegt auch vor, wenn objektiv kein 
Bedarf an weiteren Hausbesuchen besteht. 

29.) Können an einem Familien-
bildungsangebot im Rahmen von  

 sowohl Selbst-
zahler  als auch Eltern bzw. Fami-
lien teilnehmen, die aus 

 gefördert werden? 

Ja. Selbstzahler können an allen Familienbildungsan-

geboten im Rahmen von  teilnehmen. Im 
Familienbildungsangebot selbst wird nicht zwischen 
Selbstzahlern und Eltern bzw. Familien mit finanzieller 
Unterstützung unterschieden. Alle teilnehmenden El-
tern bzw. Familien können bei Bedarf und auf Wunsch 
kostenlose Hausbesuche mit weiterführender Einzel-
fallberatung in Anspruch nehmen, auch wenn sie das 
vorangegangene Angebot selbst gezahlt haben. 

30.) Was ist, wenn ein Elternteil 
oder eine Familie an der Teil-

Bei den Familienbildungsangeboten im Rahmen von 

 ist erkrankten oder aus sonstigen wich-
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nahme gehi ndert  ist? tigen Gründen an der Teilnahme gehinderten Personen 
eine Nachholmöglichkeit bei einer der nächsten Veran-
staltung einzuräumen. 

31.) Wer kann als Bildungsveran-
stalter im Sinne der RV Veran-

staltungen über  
abrechnen ? 
 

Grundsätzlich können nur Unterzeichner der RV über 

 abrechnen. 
Es gibt zwei Arten der Unterzeichnung: 
1. Unterzeichnung über einen Verband, dessen Mit-

glied man ist oder 
2. Beitritt eines Einzelanbieters auf örtlicher Ebene mit 

Billigung des örtlich zuständigen Jugendamts. 
Die Einzelunterzeichnung ist auch einzelnen Personen 
möglich, die auf eigene Rechnung im Rahmen einer 
selbstständigen Tätigkeit Kurse oder Beratungen 
durchführen, aber auch einzelnen Institutionen wie Be-
ratungsstellen, Gesundheitsämtern, Geburtskliniken 
oder Vereinen. 

32.) Wie sieht das Beitrittsv er-
fahren  eines Einzelanbieters  
aus? 
 

Beim Beitritt einzelner Anbieter zum Programm ist der 
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages erfor-
derlich. Den Jugendämtern wird vorgeschlagen, wenn 
die Prüfung der Qualifikation des Aufzunehmenden ein 
positives Ergebnis ergibt, diesem ein Exemplar der 
Rahmenvereinbarung mit einem Beiblatt zur Unter-
zeichnung vorzulegen.  
Folgende Inhaltsangaben auf dem Beiblatt erscheinen 
angezeigt: 
Veranstalter xxx sichert zu, die Vorgaben der Rahmen-

vereinbarung  2014 vom 27.05.2014 
einzuhalten.  
Der Veranstalter ist zunächst (bis…….) berechtigt, fol-

gende Kurse ………….über  abzurech-

nen und für sie mit dem Hinweis auf  zu 
werben. 

33.) Ist der Beitritt von Einze l-
anbietern  zum Programm 

 erwünscht ? 

Der Beitritt von Einzelanbietern ist eine wichtige Ergän-

zung des Programms . Auf die Qualifika-
tionsvoraussetzungen (siehe Frage 14) wird verwiesen. 

34.) Unter welchen Vorausse t-
zungen  ist Einzelanbietern , die 
Familienbildungsangebote im 

Rahmen von  an-
bieten möchten, der Beitritt zur 
RV zu verweigern ?   
 

Der Beitritt ist zu verweigern, wenn Qualitätsstandards 
nicht eingehalten werden, also Kurse vorgeschlagen 
werden, deren Inhalt nicht den Mindestvoraussetzun-
gen entspricht oder deren Referenten die Qualifikati-
onsvoraussetzungen (siehe Frage 14) nicht erfüllen. 
Der Beitritt darf zunächst zeitlich befristet werden. Ent-
sprechend der Rahmenvereinbarung legt das Jugend-
amt im Benehmen mit der Gesamtheit der Veranstalter 
den Bedarf und die Zulassung dieser Kurse fest. 

35.) Können auch Bildungstr ä-
ger aus anderen Bundeslän-

In den an andere Bundesländer angrenzenden Stadt- 
bzw. Landkreisen kann es sinnvoll sein auch qualifizier-
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dern  als Einzelveranstalter auf-
genommen werden? 

te Bildungsträger, die ihren Sitz in einem anderen Bun-

desland haben, als Einzelanbieter in  
aufzunehmen.  

36.) Genügt die  Aufnahme als 
Einzelanbieters in einem Stadt-
bzw. Landkreis?  

Grundsätzlich kann ein Jugendamt davon ausgehen, 
dass ein von einem anderen Jugendamt als Einzelan-

bieter anerkannter -Anbieter mit dem 
geprüften Familienbildungsangebot die Qualitätsanfor-

derungen von  erfüllt.  
37.) Mit welchem Jugendamt 
rechnen die Bildungsträ-
ger/Kursanbieter die Familien-
bildungsangebote ab?  

Bei den Familienbildungsangeboten im Rahmen von 

 und bei den Hausbesuchen mit weiter-
führender Einzelfallberatung ist mit dem Jugendamt 
des Stadt- bzw. Landkreises abzurechnen, in dem der 
antragstellende Elternteil bzw. die Familie ihren 
Hauptwohnsitz hat.   

38.) Können Veranstalter auch 
Teilnehmer aus anderen Land-
kreisen  in ihre Familienbildungs-
angebote im Rahmen von 

 aufnehmen? 

Ja. Um einerseits in die Familienbildungsangebote im 

Rahmen von  aufgenommen zu werden 
und andererseits eine Refinanzierungszusage zu erhal-
ten, sollten Anbieter mit allen Jugendämtern der Stadt- 
bzw. Landkreise Kontakt aufnehmen und Absprachen 
treffen, in deren Gebiet sie ein Angebot unterbreiten 
wollen. Sind Kurse bewusst so angelegt, dass Familien 
aus mehreren Stadt- bzw. Landkreisen teilnehmen 
können, sollte dies vorab mit den jeweils zuständigen 
Jugendämtern abgesprochen werden. Es ist sinnvoll 
mit den Jugendämtern bestimmte Teilnehmerkontin-
gente zu vereinbaren, damit diese die entsprechenden 
Kosten in die Etatplanung einrechnen und entspre-
chend viele Familien bzw. Eltern im eigenen Kreis ge-
zielt anwerben können. 

39.) Wie versichern  sich die 
Veranstalter , dass für ihre Ange-
bote ausreichend Finanzmittel  
vorhanden sind? 

Die Etatplanung zwischen Veranstalter und Jugendäm-
tern sollte so abgestimmt werden, dass für die Famili-

enbildungsangebote im Rahmen von  
sowohl die Gebühren als auch gegebenenfalls Mittel 
für begleitende Hausbesuche mit weiterführender Ein-
zelfallberatung vorhanden sind. Bei Kurswiederholun-
gen insbesondere gegen Ende des Jahres sind Rück-
fragen angezeigt. Kommen genehmigte Kurse nicht 
zustande, sollte eine zeitnahe Rückmeldung stattfin-
den, damit neu disponiert werden kann. 

40.) Auf welche Grundvorau s-
setzungen  verpflichten sich mit-
wirkende Veranstalter? 
 

Mitwirkende sollen: 
• qualitätsgesicherte und erprobte Familienbildungs-

angebote in die Fläche tragen, 
• durch regionale Abstimmungs- und Vernetzungsar-

beit Doppelstrukturen vermeiden und  
• Zielvorgaben der RV beachten. 
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41.) Was sind die Aufgaben der 
Bildungsträger und Elternnetz-
werke ? 
 
 

• Anbieten von Kursen mit Qualität, 
• Eröffnung neuer Zugangswege zu Bildungsveran-

staltungen, 
• Aufsuchen von Orten mit wenig Familienbildung, 
• Vernetzung mit anderen Jugendhilfeträgern, Ge-

sundheitswesen und Schulen, 
• Mitwirkung an der Evaluation des Programms und 
• Abklärung des Familienbildungsangebots mit dem 

Jugendamt. 
42.) Wie nähert man sich dem 
Ziel, neue Zugänge zu Bil-
dungsveranstaltungen zu eröff-
nen? 
 

• Zusammenarbeit mit Fachleuten aus Berufsgrup-
pen, die das Vertrauen der Familien genießen, z. B. 
mit Ärzten und Ärztinnen, Hebammen, Kinderkran-
kenpfleger(inne)n, Erzieher(inne)n, Lehrer(inne)n 
und Beschäftigten in Beratungsstellen,  

• Veranstaltungen in Räumen, die den Eltern bekannt 
und vertraut sind, wie Kindertagesstätten, Bera-
tungsstellen, Elternzentren, Mehrgenerationenhäu-
ser und andere und 

• Einsatz besonderer didaktischer Methoden, weniger 
des klassischen Vortrags. 

43.) Was können Kindertage s-
einrichtungen  zur Umsetzung 

von  beitragen? 
 

• Eltern über das Angebot vor Ort informieren und für 
das Angebot werben, 

• Bildungsträgern Räume für Kurse und Offene Treffs 
zur Verfügung stellen, 

• Kurse und Offene Treffs gemeinsam mit Bildungs-
trägern durchführen und 

• Kurse oder Offene Treffs als zusätzliches Angebot 
über den regulären Betrieb hinaus selbst organisie-
ren. Die Angebote können von pädagogischen 
Fachkräften der Einrichtung durchgeführt werden, 
sofern sie die Qualifikationsvoraussetzungen erfül-
len (siehe Frage 14). Eine Abrechnung von Honora-
ren für diese Fachkräfte ist nur möglich, wenn die 
Organisation und Durchführung des Offenen Treffs 
außerhalb des Dienstvertrages erfolgt. Alternativ 
können geeignete Referenten gesucht werden. 

44.) Wie sieht die Zusammena r-
beit von Jugendämtern mit freien 
Trägern aus? 

Hier gilt § 4 SGB VIII: 
• Wahrung der Selbständigkeit der freien Jugendhilfe 

(Pflicht), 
• Vorrang der freien Jugendhilfe bei vorhandener 

Struktur und Angeboten (Sollregelung) und 
• Partnerschaftliche Zusammenarbeit von beiden 

(Sollregelung). 
45.) Welchen Part übernehmen 
freie Jugendhilfeträger, die 
nicht Familienbildungsträger 

• Mitwirkung an der Feststellung, welche Elternkom-
petenzen der meisten Förderung bedürfen, 

• Mitwirkung an der Bedarfsanalyse des Kreises für 
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sind , bei der Durchführung von 

?  
 

maßgeschneiderte präventive Unterstützungen in 
besonderen Lebenssituationen, 

• Einbindung der verschiedenen Berufsgruppen im 
Dienste von Eltern und Kindern und 

• Durchführung von Hausbesuchen mit Beratungen. 
46.) Welcher Verwaltungsau f-
wand  entsteht bei den Bildungs- 
und freien Jugendhilfeträgern? 
 

Bildungsträger: 
• Mitwirkung an Werbung vor Ort, 
• Erstellung von Konzeptionen für die Familienbil-

dungsangebote und Offenen Treffs, 
• Erstellung von Kostenkalkulationen und Antragstel-

lung beim öffentlichen Jugendhilfeträger für die Fa-
milienbildungsangebote und Offenen Treffs,  

• Unterstützung der Eltern bei der Beantragung eines 
Familienbildungsangebots und 

• Abrechnung der Familienbildungsangebote und der 
Offenen Treffs auf Formularen. 
 

Jugendhilfeträger: 
• Unterstützung der Familien bei der Beantragung 

von häuslicher Einzelfallberatung, 
• Abrechnung der häuslichen Einzelfallberatung auf 

Formularen und 
• Kurzbericht pro Familie über Erfolge der häuslichen 

Einzelfallberatung. 
47.) Wofür sorgen die örtlichen 
Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe ? 
 

• Sicherstellung der Information über Veranstaltungen 
für Eltern und Berater, 

• Kreisübergreifende Zusammenarbeit, 
• Abklärung des Programms der Familienbildungsan-

gebote im Rahmen von  und der Of-
fenen Treffs im Benehmen mit der Gesamtheit der 
interessierten Bildungsträger und freien Jugendhilfe-
träger unter Festlegung der angemessenen Zu-
schüsse, 

• Ergänzung des Programms durch eigene Tätigkeit, 
• Aufnahme lokaler Akteure in die Rahmenvereinba-

rung,  
• Förderung der Vernetzung von Bildungsveranstal-

tern mit anderen Professionen im Dienste von Kin-
dern und Eltern, 

• Schlüssigkeitsprüfung der Abrechnungen der Ver-
anstalter und 

• Abrechnung der Zuschüsse gegenüber dem KVJS 
48.) Wie kann das Familienbi l-
dungsangebot  im Rahmen von 

 in den Jugend-

• Flyer, 
• Internetseiten (Kommunen, FaFo, Weiterbildungs-

portal des KM) und 
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amtsbezirken kommuniziert  
werden? 
 

• Gemeinde- und Kirchenblätter, lokale Familienzeit-
schriften, Wurfzeitungen etc. 

49.) Wie können sich Gemeinden  
an der Durchführung des Pro-
gramms beteiligen ?  
 

• Nutzung des Programms, um als familienfreundliche 
Kommune zu punkten, z. B. durch Werbung, Bereit-
stellen von Räumen für Veranstaltungen, Verknüp-
fung von Veranstaltungen über Kindesentwicklung 
mit Spaß und Spiel anlässlich von Musik- und Sport-
festen, Gartenschauen, Kochkursen etc. und 

• gegebenenfalls Anmeldung von Familienbildungs-
bedarf beim örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe. 

50.) Welche Aufgaben  hat der 
Kommunalverband für Jugend 
und Soziales ?  
 

• Koordinierung der Programmdurchführung, 
• Weitergabe der Mittel, 
• Zusammenfassung und Auswertung der als Ver-

wendungsnachweise dienenden Übersichtstabellen 
(Anlagen 2, 4, 6, 8, 9 und 10 VwV STÄRKE 2014), 

• Beratung von Bildungsträgern und Kommunen und 
• Hilfestellung bei der Einbindung des Programms in 

die Jugendhilfeplanung. 
51.) Welche Aufgaben  über-
nimmt die Landesregierung ? 
 

• Bereitstellung der Mittel für , 
• Vergabe eines Evaluationsauftrags, 
• Fortführung einer Projektgruppe für die Weiterent-

wicklung des Programms, 
• Übergreifende Werbekampagne und 
• Abgleichung des Programms mit anderen Förder-

programmen. 
52.) Zusammenfassung der wich-
tigen Termine  im Jahresablauf  

Jahresanfang : Die Bildungsträger stimmen mit den 
Jugendämtern ihre Angebote ab. 
1. Juli : Der KVJS überweist die Mittel für das jeweilige 
Kalenderjahr an die Jugendämter. 
Bis 30. November : Die Veranstalter rechnen die all-
gemeinen und speziellen Bildungsveranstaltungen und 
Hausbesuche beim Jugendamt ab. 
Bis 15. Dezember : Erstattung der Kosten an Veran-
stalter 
Bis 20. Dezember:  Rücküberweisung der nicht ver-
brauchten Mittel an den KVJS.  
Bis zum 1. März : Einreichung der Abrechnungen und 
der Verwendungsnachweise (Anlagen 2, 4, 6, 8, 9 und 
10 VwV STÄRKE 2014) beim KVJS. 

53.) Können nicht verbrauchte 
Restmittel  von einem Abrech-
nungsjahr für das folgende Jahr 
einbehalten werden? 

Nicht verbrauchte Mittel dürfen von den Jugendämtern 
nur dann ins nächste Jahr übertragen werden, wenn 
die Bagatellgrenze von 5000 Euro nicht überschritten 
wird, im Übrigen sind nichtverbrauchte Restmittel voll-
ständig an den KVJS zurück zu zahlen.  
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54.) Sind Teilabrechnungen  zu-
lässig? 
 

Für laufende Familienbildungsangebote im Rahmen 

von , die sich über längere Zeiträume 
erstrecken und die vor dem 30. November begonnen 
worden sind, dürfen an die Veranstalter Abschlagszah-
lungen in Höhe der Hälfte der vereinbarten Gebühren 
geleistet werden. Sie sind bei der Erstellung der Ver-
wendungsnachweise für das Folgejahr abzuziehen und 
zu verrechnen. 

55.) Wie lange müssen die Fami-
lienbildungsträger die ausgefüll-
ten Anträge der Familien aufbe-
wahren ? 

Alle ausgefüllten Anträge der Familien, die bei den 
Familienbildungs- und freien Jugendhilfeträgern ver-
bleiben, werden nach Ablauf einer Aufbewahrungsfrist 
von fünf Jahren ab Vorlage der Verwendungsnachwei-
se an den örtlichen Träger der freien Jugendhilfe ver-
nichtet. 

56.) Müssen die Veranstalter für 

die ihnen aus -
Mitteln erstatteten Gebühren Um-
satzsteuer  zahlen? 

Kurse, die Zuweisungen aus -Mitteln 
erhalten haben, sind Jugendhilfeleistungen bzw. eng 
mit der Jugendhilfe verbundene Leistungen. Die Ge-
bühren für diese Kurse, und damit auch die Gebühren-

ersatzleistungen aus -Mitteln sind re-
gelmäßig nach § 4 Nr. 25 UStG umsatzsteuerfrei. 

57.) Informationen zur Kontak t-
aufnahme  mit dem KVJS   
 

Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-
Württemberg  
Dezernat Jugend-Landesjugendamt 
Frau Sarah Jaiser 
Lindenspürstrasse 39 
70176 Stuttgart 
Tel.: 0711/6375-865 
Fax: 0711/6375-449 
 
Sarah.Jaiser@kvjs.de  
 
Die Rücküberweisungen von Mitteln aus 

 erfolgt unter Angabe des Buchungs-
zwecks STÄRKE an die: 
Landesbank Baden-Württemberg 
BLZ 60050101  
KVJS-Konto 222 82 82 
Buchungszeichen 4.1030.1170.000. 

 
Noch Fragen? Bei Rückfragen können Sie sich auch ge rne an Ihren STÄRKE-
Koordinator/Ihre STÄRKE-Koordinatorin im jeweiligen  Stadt- bzw. Landkreis wenden. 
 


